
§ 24 Abs. 2 StEG.
Für die Annahme eines schweren Falles der Spionage 

aus anderen als den in § 24 Abs. 2 Buchst, a-c genann­
ten Gründen kommt es aut die Mittel und Methoden 
der Verbrechensbegehung, auf die konkreten Folgen 
und auf die besondere Verwerflichkeit der verbreche­
rischen Handlung an.

BG Karl-Marx-Stadt, Urt. vom 3. April 1958 — 1 BS 
25/58.

Der 27jährige Angeklagte H. war vor 1945 Funktionär des 
„Deutschen Jungvolks“. 1947 legte er erfolgreich seine 
Reichsbahnhelfer- und Telegraphenprüfung ab, ging spä­
ter aber als Bergarbeiter zur SAG Wismut. 1949 ging er 
erstmalig nach Westdeutschland. Als er dort keine Arbeit 
bekam, wandte er sich an das Ostbüro der SPD in Han­
nover. Dort riet ihm der jetzige Bundestagsabgeordnete 
Wehner, in die DDR zurückzukehren. Gleichzeitig übergab 
er dem damals 19jährigen Angeklagten etwa 100 Flug­
blätter hetzerischen Inhalts, die er über Wahlplakate der 
SED kleben sollte. Der Angeklagte nahm diesen Auftrag 
an, wurde von den Sicherheitsorganen unserer Republik 
jedoch gestellt und zu einer längeren Freiheitsstrafe ver­
urteilt. Nachdem er vorzeitig aus der Haft entlassen wurde, 
arbeitete er kurze Zeit auf dem Bahnhof in F. Dann sie­
delte er abermals nach Westdeutschland über. Er ging er­
neut zum Ostbüro der SPD und machte hier Angaben über 
Grund und Dauer seiner Haftzeit. Weiter fertigte er eine 
Aufstellung der ihm bekannten Personen an, die er in den 
Haftanstalten kennengelernt hatte und die ebenfalls für 
das Ostbüro der SPD gearbeitet hatten. Sein Aufnahme­
antrag und die Unterlagen wurden an das Ostbüro der 
SPD in Bonn geschickt. Auch im Gastlager Lübeck-Blan­
kensee wurde er verschiedenen Verhören unterzogen, und 
zwar von der englischen Sichtungsstelle und der VOS. Vor 
dem vernehmenden Bezirksgruppen Vorsitzenden der VOS, 
Kruse, der ihn auch in diese Organisation als Mitglied auf­
nahm, berichtete er wieder über seinen Aufenthalt in den 
Strafanstalten, über seine letzte Arbeitsstelle, insbesondere 
über den Güterverkehr auf dem Bahnhof F., über Funk­
tionäre der SED und über negativ eingestellte Personen. 
Am Abend wurde unter den früheren Häftlingen Wieder­
sehen gefeiert, und es wurde der Deutschen Demokratischen 
Republik der Kampf angesagt. Einige Tage später wurde 
der Angeklagte in den Vorstand der VOS und in den GDS 
als Hauptkassierer bzw. 2. Vorsitzender der Bezirksgruppe 
Lübeck-Blankensee aufgenommen. Gleichzeitig trat er in 
die SPD ein. Der Angeklagte erhielt Anleitung für die ge­
samte Tätigkeit der VOS und GDS. Ab 15. Dezember 1954 
nahm er allein verantwortlich Vernehmungen von Flücht­
lingen im Lager Lübeck-Blankensee vor. Um möglichst ein 
genaues Bild über, die Entwicklung der volkseigenen Be­
triebe, VP usw. zu erhalten, verbesserte der Angeklagte 
die Vernehmungsmethoden, und zwar wurden die zu Ver­
nehmenden zu Fragen der Produktion der Betriebe, des 
Betriebsschutzes, der Partei und gewerkschaftlichen Orga­
nisationen, der bewaffneten Kräfte, der Sicherheitsorgane, 
der Sowjetarmee usw. bis ins einzelne gehend gehört.

Durch diese Methoden gelang es dem Angeklagten, einen 
übersichtlichen Informationsbericht über die wirtschaft­
lichen, politischen und militärischen Verhältnisse in der 
Deutschen Demokratschen Republik zu erhalten, aus dem 
alle für die Agentenorganisationen wichtigen und wissens­
werten Fragen beantwortet wurden. Seihe Tätigkeit wurde 
so hoch eingeschätzt, daß von Bonn aus die anderen Be­
zirksvorstände angewiesen wurden, nach der Methode des 
Angeklagten zu arbeiten. Auch dem Angeklagten gegenüber 
sprach man sich anerkennend aus. Die Protokolle wurden 
mit „streng vertraulich“ und „nur für den Dienstgebrauch“ 
an folgende Agentenzentralen geschickt:

1. VOS, Gesamtdeutsche Leitung in Bonn, Sternburg­
straße 41, Ref. Köhler—Mitzscherlich,

2. Gesamtverband der Sowjetflüchtlinge in Bonn, Wil- 
helmstr. 56, Abt. Verfassungsschutz, Referat Schwipper 
— Gehrlich,

3. Gesamtdeutsche Leitung VOS, Berlin-Charlottenburg, 
Richard-Wagner-Straße 51, Referat Kleinke — Duwe.

Der Angeklagte hatte aber auch eine Verpflichtungs­
erklärung unterschrieben, für das Ostbüro der SPD tätig 
zu sein. Aus diesem Grunde schickte er, obwohl dies nicht 
zulässig war, eine Protokollabschrift an das Ostbüro der 
SPD in Bonn, Referat Nelke — Keller. Letztlich stand der 
Angeklagte durch seine Tätigkeit als erster Bezirksvor­
sitzender der VOS mit 13 weiteren Regierungs- und Spio­
nagezentralen im Briefverkehr. Er erhielt von diesen Stel­
len Informationen bzw. gab er an diese Stellen Berichte 
usw. ab. Aber nicht nur Informationsberichte fertigte der 
Angeklagte an, er ließ sich auch von größeren volkseigenen 
Betrieben ausführliche Lageskizzen und Zeichnungen an­
fertigen und sandte diese auf Anforderung an die KgU 
und den UfJ.

Zu seinem Aufgabenbereich gehörte auch die Versendung 
von Hetzmaterial, Drohbriefen, gefälschten Lebensmittel­
karten usw. in die Deutsche Demokratische Republik. Die­
ses Material bekam er von der sog. Arbeitsgemeinschaft 
demokratischer Kreise in Bad Godesberg. Als der Anfall 
des Materials immer größer wurde, berief er eine Ver­
sammlung der VOS-Mitglieder ein. Dort sprach er über die 
Notwendigkeit des Materialverschickens. Insbesondere legte 
er den Versammelten Muster eines von ihm verfaßten 
Drohbriefes vor. Die Versammlungsbesucher wurden von 
ihm aufgefordert, derartige Drohbriefe selbst zu schreiben 
und zu verschicken. Wöchentlich wurden durch die Orga­
nisierung H’s. etwa 300 Hetz- und Drohbriefe in die Deut­
sche Demokratische Republik verschickt. Ziel dieser Maß­
nahmen war, Personen in der Deutschen Demokratischen 
Republik für Spionage usw. reif zu machen.

Weiter war der Angeklagte berechtigt, Notaufnahme­
verfahren durchzuführen bzw. die Aberkennung in die 
Wege zu leiten.

Der Angeklagte führte auch gegen die Kommunistische 
Partei Deutschlands einen verbrecherischen Kampf. So 
fand am 6. Oktober 1954 in Lübeck in den Stadthallen eine 
KPD-Versammlung statt. Als Vorsitzender der VOS er­
hielt er von dem Vertreter des Verfassungsschutzamtes 
Lewin Kenntnis von der Versammlung mit dem Hinweis, 
eine Störaktion durchzuführen. Dies tat der Angeklagte. 
Nach einer Besprechung mit der Lagerleitung und dem 
Vorstand der VOS wurden Autobusse von einer Firma be­
stellt und etwa 300 Personen zum Versammlungsraum ge­
fahren. Die Polizei wurde ebenfalls von der beabsichtigten 
Aktion in Kenntnis gesetzt. Nachdem die Provokateure im 
Saal waren und sich verteilt hatten, begannen sie, mit 
Zwischenrufen, Pfiffen usw. die Versammlung zu stören. 
Als sich daraus eine Schlägerei entwickelte, griff die Poli­
zei ein, schloß die Versammlung und nahm Verhaftungen 
vor. Die Provokateure wurden gesondert in das Gefängnis 
gebracht und nach kurzer Zeit wieder entlassen. Der An­
geklagte und seine Hauptkomplicen unterschrieben ein 
Protokoll, worin sie erklärten, daß die KPD die Deutsche 
Demokratische Republik verherrlicht habe, die anwesenden 
„Flüchtlinge“ hätten von ihrem demokratischen Recht Ge­
brauch gemacht und ihre Mißbilligung ausgedrückt. Darauf­
hin seien sie von den KPD-Anhängern tätlich angegriffen 
worden. Den entstandenen Schaden müsse die KPD als 
Mieter des Saales tragen. Derartige Aktionen gegen die 
KPD wurden laufend durchgeführt. Die entstehenden Un­
kosten wurden von der Bonner Regierung getragen. Der 
Vorsitzende des Kreisverbandes Lübeck der SPD sagte nach 
der Störaktion im Oktober 1954 zum Angeklagten: „Im 
gewissen Sinne distanzieren wir uns von solchen Maß­
nahmen, aber im Prinzip bin ich damit einverstanden.“

Für den BBC sprach der Angeklagte Kommentare hetze­
rischen Inhalts. Für jeden Kommentar erhielt der An­
geklagte 150 bis 200 DM-BDL.

Am 17. Juni 1955 nahm der Angeklagte an einer Direkt­
sendung „Tischgespräch“ des BBC teil. Die Berichte des 
Angeklagten über seine Haftzeit strotzten von Unwahr­
heiten. Bewußt verschwieg er, daß er während seiner Haft­
zeit Zeitungen und Bücher lesen, Tischtennis und Schach 
spielen konnte.

Der Angeklagte nahm in seiner Eigenschaft als 1. Vor­
sitzender der VOS Bezirksgruppe Lübeck-Blankensee an 
verschiedenen Tagungen teil. So fand z. B. am 10. Februar 
1955 in dem Landtagsgebäude in Düsseldorf die Jahres­
hauptversammlung statt. Dort wurde u. a. bestimmt, daß 
sich die Bezirksgruppen der VOS an der Versendung der 
Hetzschriften beteiligen müßten.

Von der Landesgeschäftsstelle der VOS erhielt der An­
geklagte eine Einladung zum Besuch eines Lehrgangs in 
Bad Godesberg. Dieser Lehrgang wurde von der Arbeits­
gemeinschaft Demokratischer Kreise in Bad Godesberg 
durchgeführt und schulte den Angeklagten sowie 80 weitere 
Personen für die Spionage. Ziel war weiter, eine koordi­
nierte Zusammenarbeit zwischen VOS, GDS, ZOPE, VPO, 
KgU, UfJ und sämtlichen Ostbüros herbeizuführen.

Als Funktionär der GDS nahm der Angeklagte auch an 
der Hauptdelegiertenkonferenz und ersten Gesamtdeutschen 
Tagung in Bonn und Königswinter teil. Als Gäste waren 
u. a. Thedieck, Globke, Wehner, von Keutel usw. erschie­
nen. Der Bundestagsabgeordnete Wehner sagte im Verlaufe 
der Unterredung, daß den Flüchtlingsorganisationen des­
halb große Bedeutung bei den Regierungsstellen zugemes­
sen werde, weil die Flüchtlinge aus der Deutschen Demo­
kratischen Republik Gegner der dortigen Verhältnisse und 
an einer Veränderung der Verhältnisse interessiert seien. 
Im Kampf gegen die Sowjetzone sitze die Regierungspartei 
mit allen Oppositionsparteien, besonders der SPD, in einem 
Boot und rudere gemeinsam. Im übrigen wurde auf dieser 
Konferenz von allen Referenten und Diskussionsrednern 
eine wüste Hetze gegen die Deutsche Demokratische Repu­
blik, die Sowjetunion, die volksdemokratischen Staaten 
betrieben.

Im September 1955 wurde der Angeklagte aus dem Lager 
Lübeck-Blankensee ausgeschleust und kam mit Unter-
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